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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kleindinst: 


Bei der Anwendung der Bundesdisziplinarord- 
nung sind zwei Lücken hervorgetreten, die eine 
Ergänzung des Gesetzes notwendig machen. 

Die Biundsdisziplinjarordnung in der Fassung der 
Anlage des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Dienststrafrechtes vom 28. November 1952 
(BGBl. I S. 749) und des § 198 des Bundesbeamten- 
gesetzes vom 14. Juli 1953 (BGBl. I S. 551) gilt seit 
dem 1. September 1953. 

Bei der Wiederaufnahme politisch beeinflußter 
früherer Ddsziplina rverfa hren ist der Antrag bei 
der obersten Dienstbehörde zu stellen, idie über die 
Zulassung entscheidet. Gegen die ablehnende Ent- 
scheidung der obersten Dienstbehörde ist Be- 
schwerde>an den Bundesdisziplinarhof zulässig. Wird 
die Wiederaufnahme zugelassen, so entscheidet die 
Bundesdisziplinarkammer in der Sache durch Be- 
schluß (Art. 8 des Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Dienststrafrechtes vom 28. November 
1952 — BGBl. I S. 749/758 — ). Auf Grund dieser 
Fassung haben sich Zweifel ergeben, ob gegen eine 
das Disziplinarurteil ab ändernde Entscheidung der 
Runidesdiszip linarkammer der obersten Dienstbe- 
hörde oder dem Bu n desdiszi plina ranwal t das Recht 
der Beschwerde an den Bundesdisziplinarhof zu- 
steht. Die Ergänzung der Vorschrift soll klarstel- 
len, daß der Bundesdisziplinaranwalt ein solches 
Beschwerderecht hat. 

Nach neuen Erfahrungen machen Personen des 
früheren öffentlichen Dienstes die Rechte nach dem 
Gesetz zu Art. 131 GG erst jetzt geltend, nachdem 
sie aus dem Ausland zurückgekehrt oder aus dem 
Gewahrsam einer fremden Macht entlassen sind 
oder auf die Verdunkelung ihrer Person verzich- 
tet haben. Die Verfolgung strafbarer Handlungen 
ist wegen der eingetretenen Verjährung in der 
Regel nicht mehr möglich. Dagegen ist die Verfol- 
gung disziplinär zu ahndender sch wiener Verfeh- 
lungen geboten. Das Disziplinarrecht kennt keine 


Verjährung. Bei idem Vorliegen ernster Verfehlun- 
gen wäre es nicht zu verantworten, wenn den be- 
lasteten Personen Rechte nach dem Gesetz zu 
Art. 131 GG zuerkannt und Bezüge angewiesen 
würden, die ihnen im Disziplinarverfahren wieder 
aberkannt werden müßten. Der Gesetzentwurf vom 
31. März 1955 sieht deshalb vor, daß mit der Ein- 
leitung des Disziplinarverfahrens die nach dem Ge- 
setz zu zahlenden Bezüge in voller Höhe als ein- 
behalten gelten. Zur Vermeidung besonderer Här- 
ten ist die Möglichkeit geschaffen, daß die Ein- 
lei tungsbehörde jederzeit die Einbehaltung der Be- 
züge -anderweitig regeln kann. Andererseits gibt 
Absatz 2 dem Beschuldigten die Möglichkeit, bei 
einer vorläufigen Einbehaltung der Bezüge über 
die Vorschrift des § 79 der Bundesdisziplinarord- 
nung hinaus alsbald eine Entscheidung der zustän- 
digen Bundesdiszipüoarkammer herbeizuführen. 
Die Besorgnis, daß durch diese Vorschrift alle un- 
ter das Gesetz zu Art. 131 GG fallenden Personen 
bedroht seien, ist schon deswegen nicht gerecht- 
fertigt, weil die Vorschrift nur bei schweren Ver- 
fehlungen aus ider Zeit vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes (1. April 1951) Anwendung findet. Es 
kann sich also nur um neu auf tretende Fälle han- 
deln, in welchen ein begründeter Verdacht oder 
die Sicherheit gegeben ist, daß Verfehlungen dieser 
Art vorliegen, die voraussichtlich zur Aberkennung 
der Rechte aus dem Gesetz führen. Auch der 
Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 GG ist nicht ver- 
letzt, weil besondere Voraussetzungen und Tatbe- 
stände gegeben sind, die bei den unter das Bundes- 
beamtengesetz fallenden Personen nicht vorhanden 
sein können. 

Diie Inkraftsetzung des Ergänzungsgesetzes rum 
1. Januar 1953 verstößt nicht gegen das Verbot 
einer Bestrafung, wenn die Strafbarkeit erst nach 
dem Begehen der Tat vorgeschrieben wird (Art. 103 
Abs. 2 GG); denn das Ergänzungsgesetz betrifft 
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nicht die Verhängung von Diszi plinars t r a fein , son- 
dern nur das Verfahren. 

Dieser rechtlichen Stellungnahme hat sich 'auch 
der Ausschuß für Rechts wesen und Verfassungs- 
recht des Deutschen Bundestages am 15. Juni 1955 
arngeschlossen, der an der Beratung des Gesetz- 
entwurfs beteiligt war. Er hat in Absatz 2 des 
§ 1 noch eine Vereinfachung der Fassung durch die 
Streichung der nicht notwendigen Bezugnahme 
•auf eine Durchführungsbestdrnmung zu dem Ge- 
setz zu Art. 131 GG und einer entbehrlichen Vor- 
schrift der Bundesdisziplinarordnung befürwortet. 


Diesem Vorschlag des Ausschusses für Rechtswesen 
und Verfassungrecht it der Ausschuß für Beamten- 
recht in seiner Sitzung am 20. Juni 1955 gefolgt. 

Für die unter § 63 des Gesetzes zu Art. 131 GG 
fallenden Personen hat der Ausschuß für Beamten- 
recht die Erwartung ausgesprochen, daß sich die 
Länder dem Vorgehen des Bundes anschiießen. 

Bonn, den 27. Juni 1955 

Dr. Kleindinst 

Beuli chters tatte r 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1319 — in der 
nachstehenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 27. Juni 1955 

Der Ausschuß für Beamtenrecht 
Dr. Kleindinst 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ergänzung der 
Bundesdisziplinarordnung 

- Drucksache 1319 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Beamtenrecht 

(9. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung 
der Bundesdisziplinarordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

ln die Bundesdisziplinarordnung vom 
28. November 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 761) in der Fassung des Bundesbeamten- 
gesetzes vom 14. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 551) wird nach § 14 folgender § 14 a ein- 
gefügt: 


4 


(1) Wird gegen eine Person, auf die Ka- 
pitel I oder § 62 des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen in der 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung 

des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Dienststrafrechtes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Dienststrafrechtes vom 28. November 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 749) in der Fas- 
sung des Bundesbeamtengesetzes vom 
14. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 551) wird 
wie folgt ergänzt: 

1 . In Artikel 8 Abs. 2 Satz 4 wird als zweiter 

Halbsatz eingefügt: beschwerdeberech- 

tigt ist auch der Bundesdisziplinaranwalt.“ 

2. Nach Artikel 14 wird der folgende Arti- 
kel 14 a eingefügt: 

„A r t i k e 1 14 a 

Einbehaltung von Bezügen bei Disziplinar- 
verfahren gemäß § 9 des Gesetzes zu 
Artikel 131 GG 

(1) Wird gegen eine Person, auf die Kapi- 
tel I oder § 62 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen Anwen- 
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Entwurf 

Fassung vom 1. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1287) Anwendung findet, wegen 
eines vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
begangenen Dienstvergehens oder einer vor 
Inkrafttreten des Gesetzes begangenen, als 
Dienstvergehen geltenden Handlung das 
förmliche Disziplinarverfahren nach § 9 des 
Gesetzes eingeleitet, so gelten die nach dem 
Gesetz zu zahlenden Bezüge in voller Höhe 
als einbehalten. Die Einleitungsbehörde kann 
jederzeit von der Einbehaltung der Bezüge 
ganz oder teilweise absehen. 

(2) Übersteigt die Einbehaltung der Be- 
züge die in § 79 der Bundesdisziplinarord- 
nung oder § 3 der Vierten Durchführungs- 
verordnung zum Gesetz zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen vom 
7. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 142) be- 
zeichneten Höchstbezwge, so entscheidet auf 
Antrag des Beschuldigten die zuständige 
Bundesdisziplinarkammer. Der Beschuldigte 
kann diesen Antrag nach Zustellung der An- 
ordnung stellen. Im übrigen gilt §81 Abs. 3 
der Bundesdisziplinarordnung“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1932 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt mit Wirkung vom 
1. April 1955. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

düng findet, wegen eines vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes begangenen Dienstver- 
gehens oder einer vor Inkrafttreten des Ge- 
setzes begangenen, als Dienstvergehen gelten- 
den Handlung das förmliche Disziplinarver- 
fahren nach § 9 des Gesetzes eingeleitet, so 
gelten die nach dem Gesetz zu zahlenden 
Bezüge in voller Höhe als einbehalten. Die 
Einleitungsbehörde kann jederzeit zur Ver- 
meidung besonderer Härten die Einbehaltung 
der Bezüge anderweit regeln. 

(2) Übersteigen die einbehaltenen Bezüge 
die in § 79 der Bundesdisziplinarordnung 
bezeichneten Höchstbeträge, so entscheidet 
auf Antrag des Beschuldigten die zuständige 
Bundesdisziplinarkammer. Der Beschuldigte 
kann diesen Antrag nach Zustellung der An- 
ordnung stellen.“ 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt mit Wirkung vom 

1. Januar 1953. 
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